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Zuriſtiſch-Caſuiſtiſches aus dem 
meinderechte. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 


J. 


öſterreichiſchen Ge- 


Die Ausweiſung ans der Gemeinde durch die Gemeinde. 
(Fortſetzung.) 


Beſcholtenheit. Unbeſcholtener Lebenswandel iſt ein ſocialer, 
geſellſchaftlicher und moraliſcher Begriff. Derfelbe findet ſich im römi⸗ 
ſchen Rechte in den Begriffen capitis deminutio, macula, censura; 
er iſt aber recht eigentlich dem deutſchen Rechte entnommen, in welchem 
er mit dem Begriffe der äußern Ehre ſeinen nothwendigen Zuſammen⸗ 
hang findet. So aufgefaßt iſt derſelbe vor allem kein ſtrafrechtlicher 
Begriff. Hat er im Volksſtaate und noch unter der ftändifchen Glie⸗ 
derung feine ſchwerwiegende Bedeutung gewonnen, fo iſt er im Polizei⸗ 
ſtaate discreditirt worden. Aus dieſem und daher mit feinem Discredit 
iſt er in unſer jetziges öffentliches Recht übernommen worden und 
tritt uns hier auf vielen Gebieten, vor allem als Erforderniß zur Er⸗ 
langung öffentlicher Aemter und Befugniſſe entgegen. Im Polizeiſtaate 
hat er in ſich die ihm begrifflich fremde Cynoſur des politiſchen Ver⸗ 
haltens aufgenommen, welche faſt ſeine Natur als ſocialen Begriff zu 
verdrängen drohte. Ihn hievon gänzlich zu befreien muß die heutige 
Aufgabe ſein. 

In dem Kreiſe feiner Lebensgenoſſen bedarf Jedermann, um 
vollbürtig zu fein, ein gewiſſes Maß äußerer Ehre. Hierüber können 
folgerichtig nur dte Volks⸗, Standes⸗ und Berufsgenoſſen entſcheiden. 
Es gilt nach dem Vorhergehenden dieſen Begriff nach zwei Richtungen 
zu reinigen, nach der der Confundirung mit den Folgen ſtrafgerichtlicher 
Verurtheilung und der der polizeilichen Regierungsfreundlichkeit und 
Geſinnungstüchtigkeit. 

Dies hat fi) theilweiſe in der 1867er Strafnovelle auch ſchon 
ſtrafrechtlich vollzogen. So überaus ſchwer es auch ift, den Unterſchied 


des ſtrafrechtlich und geſellſchaftlich, moraliſch Strafbaren zu ziehen, fo 
beſteht doch dieſer Unterſchied, und ihn ſchärfer und ſchärfer zu ziehen 
und zum Bewußtſein zu bringen, wird immer die Aufgabe der Zukunft 
bleiben. Dem Volke iſt durch jahrzehntelanges Gewöhnen an den 
Polizeiftant großentheils das Bewußtſein dieſer Unterſcheidungen ver⸗ 
loren gegangen. Es bleibt aber immer eines der bezeichnendſten Merk⸗ 
male eines politiſch und ſocial hochſtehenden Volkes, dieſe Begriffe ſcharf 
zu ſcheiden. In Folge der mangelnden Unterſcheidung kommt es un⸗ 
zählige Male in der Praxis vor, daß man ſich zum Behufe des Be— 
weiſes, daß man unbeſcholten ſei, auf die Verjährungsfriſten der nach⸗ 
theiligen Folgen ſtrafrechtlicher Aburtheilung beruft. Dies hat hiemit 
gar nichts zu thun: denn die Srafgeſetznovelle vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nr. 131 ſpricht nur von den nachtheiligen Folgen, 
welche mit ſtrafrechtlichen Erkenntniſſen ſchon aus dem Strafgeſetze 
oder kraft anderer geſetzlicher Vorſchriften verbunden ſind; die Beſchol⸗ 
tenheit aber iſt weder nach dem Strafgeſetze, noch nach einer andern 
geſetzlichen Vorſchrift die Folge eines ſtrafrechtlichen Erkenntniſſes. Eine 
Coincidenz wird allerdings in den meiſten Fällen in der Art eintreten, 
daß die Mehrzahl jener Handlungen, welche ſtrafrechtlich ſtrafbar machen, 
auch beſcholten machen, und daß, wenn dieſe Handlung, welche beſcholten 
macht, durch die ſtrafgerichtliche Verurtheilung feſtgeſetzt iſt, dieſe Ver⸗ 
urtheilung der vollſte Beweis der begangenen ſtrafbaren Handlung und 
daher der Beſcholtenheit ift. Verjähren nun die durch Geſetz ausdrück⸗ 
lich feſtgeſetzten nachtheiligen Folgen der Verurtbeilung, ſo muß damit 
noch nicht nothwendig die Beſcholtenheit wegfallen, weil das Geſetz 
eine Verjährung derſelben nirgends ausſpricht, ſondern die Beurtheilung 
der Frage, ob die Makel, welche durch eine ſtrafbare Handlung (nicht 
durch die Verurtheilung wegen derſelben) und durch eine ſtrafbare 
Lebensweiſe dem Individuum anhängt, durch das nachherige Verhalten 
ausgelöſcht worden iſt, dem über die Beſcholtenheit judicirenden Organe 
nach Lage der Umſtände von Fall zu Fall überlaſſen bleiben muß *). 

Befcholten wird man wegen der Motive ſeiner Handlungen, 
ſtraffällig nur durch die äußere That. 

Die Motive der Handlungen, welche beſcholten machen, fallen 
beinahe ausſchließlich unter die zwei großen Gruppen der Gewinn⸗ 
ſucht und der Unſittlichkeit. Daß wegen der vor dem Forum der 
öffentlichen Moral ſtrafbaren Handlungen und Lebensweiſe eine ſtraf⸗ 
gerichtliche Verurtheilung eintrete, iſt gar nicht nothwendig; dieſe hat 
immer nur — wie bereits oben erwähnt wurde — die Bedeutung 
des vollen Beweiſes. So gibt es Handlungen und namentlich eine 
Lebensweiſe, welche beſcholten machen, wegen welcher aber nach dem 
Strafgeſetze eine Verurtheilung gar nicht eintritt, weil das Straf⸗ 
geſetz vor Allem das freilich durch Ausnahmen durchlöcherte Princip 


) In richtigem Verſtändniſſe dieſes Begriffs der Beſcholtenheit hat daher bei⸗ 
ſpielsweiſe der nieder- oſterreichiſche Landesſchulrath die Ertheilung der Bewilligung 
zur Errichtung von Tanzſchulen Individuen verweigert, welche lediglich durch Hand⸗ 
lungen beſcholten geworden find, wegen welcher ſie ſtrafgerichtlich verurtheilt wurden 
obwohl im Sinne der Novelle die Verjährung eingetreten war. 


feſthält und noch viel mehr feſthalten ſollte, nur äußere Rechtsverletzun⸗ 
gen zu verfolgen. 

Dort, wo der Grund der Beſcholtenheit Gewinnſucht iſt, wird 
allerdings immer auch die Rechtsverletzung gegeben ſein und die Aus⸗ 
weiſung die ſtrafgerichtliche Verurtheilung zur Vorausſetzung haben, 
dies liegt in der Natur der aus Gewinnſucht begangenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen als Eingriffe in die Rechte Anderer. 

Anders dagegen auf dem Gebiete jener Handlungen und Le— 
bensweiſe, die unter den Begriff der Unſittlichkeit fallen. Betrachten 
wir nämlich die SS 500 —525 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852, 
R. G. Bl. Nr. 117, welche von den Vergehen und Uebertretungen 
gegen die öffentliche Sittlichkeit handeln, ſo finden wir, daß die hier 
behandelten unſittlichen Handlungen (insbefondere Unzucht, Spiel und 
Trunkenheit) nur unter beſonderen Umſtänden ſtrafgerichtlich ſtrafbar 
werden. Hier wird daher das Feld des ſtrafgerichtlich Strafbaren und 
desjenigen, wodurch der Anſpruch verwirkt wird, als ein ſolcher zu 
gelten, der einen unbeſcholtenen Lebenswandel führt, weit auseinander 
gehen. Und in der That kommen auf dieſem Gebiete in der Praxis 
häufig Ausweiſungen vor, ohne daß gegen den Ausgewieſenen etwas 
ſtrafgerichtlich Strafbares vorliegt. Als ſolche Fälle ſtellen ſich ins— 
beſondere dar das Concubinat, welches unter den citirten Paragraphen 
gar nicht vorkommt, und die Unzucht als Gewerbe (§ 509), welche 
als ſolche ſtrafgerichtlich ebenfalls nicht verfolgt wird, vielmehr ſagt 
der § 509 ausdrücklich: „die Beſtrafung derjenigen, die mit ihrem 
Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, iſt der Ortspolizei überlaſſen“. 
In einem ſolchen Falle ſteht es daher dem Gemeindevorſtande frei, 
nicht nur im Grunde des § 62 der G. O. (für Böhmen) nach der 
wichtigen Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, welche für diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen, die quoad 
Strafſanction leges imperfectae find, die Letztere feſtſetzt, mit Strafen, 
ſondern auch mit Ausweiſung vorzugehen. Noch an einer anderen 
Stelle weist uns hier das Strafgeſetz ausdrücklich an die Ortspolizei 
und zwar im § 517; auch das Betteln iſt an ſich ſtrafgerichtlich 
nicht ſtrafbar und der Paragraph ſagt: „Die Vorkehrung gegen das 
Betteln ... iſt im Allgemeinen der Ortspolizei übertragen“. Hier tritt 
ſonach ſogar eine Concurrenz des zweiten und dritten Answeiſungs⸗ 
grundes ein. So weist uns alſo auch das Strafgeſetz ausdrücklich 
auf die zwei in der Praxis wichtigſten Ausweiſungsfälle hin, in welchen 
ohne Vorausſetzung einer ſtrafgerichtlichen Aburtheilung ausgewieſen wird. 

Durch politiſche Delicte und durch politiſches Verhalten, durch 
Regierungsfreundlichkeit oder -feindlichkeit macht ſich im conftitutionellen 
Rechtsſtaate vor dem Forum der Staats behörden Niemand mehr 
beſcholten und auch in der Geſellſchaft und im Volke ſollten die Ueber⸗ 
zeugungen politiſcher Gegner geachtet werden, ſelbſt dann, wenn die 
Ueberzeugung zu Conflicten mit dem Staatsgeſetze führen ſollte, wenn 
nur das Motiv ein ſolches iſt, daß das Delict ein politiſches bleibt, 
daß nicht Gemeinheit und Niedertracht die Handlung inſpirirt. Es 
hätte, um politiſche Delicte von dieſer Makel zu befreien, gar nicht 
der 1867er Novelle bedurft, wie anderſeits dieſelbe anderen Hand— 
lungen die Makel nicht nehmen kann. 

Kein geſetzlicher Anhaltspunkt iſt für die in einem Theile der 
Praxis verbreitete Anſicht vorhanden, daß die ſtrafbare Handlung, wegen 
deren die Ausweiſung erfolgt, im Gebiete der Gemeinde begangen 
ſein muß. Im Gegentheil haben wir oben geſehen, daß der Aufenthalt 
auch dann verweigert werden kann, wenn er noch gar nicht genommen 
iſt; und weiter ſpricht auch gegen eine allfällig angenommene ratio 
legis dieſer Art der wichtige praktiſche Umſtand, daß geriebene Gauner 
es vermeiden, gerade ihren Wohnort zum Schauplatze ihrer Schand⸗ 
thaten zu wählen, ſondern vielmehr daſelbſt ſich fo ruhig als möglich 
zu verhalten ſuchen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Staat haftet für die von Seite ſeiner hiezu berechtigten Beam⸗ 
ten übernommenen auch nicht gerichtlichen Depoſiten. (§§ 459, 
461, 1295, 1425 a. b. G. B.) 

J. M., Brennerei⸗Inhaber, erlegte im Monate October 1866 
zur Sicherſtellung der für den Monat November 1866 geborgten 
Verzehrungsſteuer bei der Tarnopoler Finanzbezirks-Direction gegen 
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empfangene Depoſitencaſſe-Quittung Creditpapiere im Betrage von 
2000 fl, darunter eine oſtgaliziſche Grundentlaſtungs-Obligation Nr. 
19.158 per 1000 fl., zahlte hierauf am 24. April 1867 den ſchul⸗ 
digen Steuercredit im Betrage von 1415 fl. vollſtändig ein und ſchritt 
am 16. Mai 1867 um Ausfolgung der erlegten 2000 fl. Papiere 
ein. worauf derſelbe mit Erlaß der Tarnopoler k. k. Finanzbezirks— 
Direction vom 25. Mai 1867, 3. 6912, dahin verfkändigt wurde 
„daß der Ausfolgung der Anlehensobligationen kein Hinderniß entgegen: 
ſtehe, daß hingegen die Grundentlaſtungs⸗Obligation pr. 1000 fl. vorläufig 
zur Rückſtellung nicht angewieſen werden kann, weil ſolche vom Samm- 
lungscaſſe⸗Controlor E. H. veruntreut wurde und hierüber die Straf: 
unterſuchung beim Tarnopoler k. k. Kreisgerichte im Zuge iſt, bei 
welchem auch die Obligation ſich befindet. Von dem Ausgange dieſer 
Strafunterſuchung wird es abhängig ſein, unter welchen Bedingungen 
dieſe Obligation ſeinerzeit rückgeſtellt werden könne“. — Auf ferneres 
Einſchreiten des J. W. wurde derſelbe im Grunde des Erlaſſes der 
k. k. Finanz⸗Landesdirection in Lemberg vom 12. April 1869, 3. 
12.694, aufgefordert, „mittelſt einer förmlichen Erklärung mit Be⸗ 
ſchleunigung anher bekannt zu geden, ob er einverſtanden iſt, daß ihm 
für die zur Sicherſtellung des Verzehrungsſteuer-Credits für die 
Brennerei Borki wielki erlegte und bei der beſtandenen Sammlungs⸗ 
caffe veruntreute Grundentlaſtungs⸗Obligation Nr. 19.158 per 1000 fl. 
eine andere haftungsfreie Obligation gleicher Kategorie ausgefolgt 
werde“. Bald darauf aber erhielt der Cautionserleger nachſtehenden 
Finanzminiſterialerlaß: „Das k. k. Finanzminiſterium hat bezüglich 
der von dem geweſenen Sammlungscaſſe-Controlor E. H. veruntreuten 
Obligationen entſchieden, daß eine Verpflichtung des hohen Aerars 
gegenüber den Cautionserlegern der erwähnten Obligationen zum Er⸗ 
ſatze für die defraudirten Obligationen nur dann beſtünde, wenn die 
Pfandſtücke durch Verſchulden des hohen Aerars in Verluſt gerathen 
wären oder wenn der Staat für das Verſchulden ſeiner Beamten zu 
haften hätte; da nun von einem Verſchulden des Aerars nicht die 
Rede ſein kann, und da andererſeits nach den beſtehenden Geſetzen dem 
Staate die Haftung für das Verſchulden feiner Beamten im Allge⸗ 
meinen nicht obliegt und von ihm für Fälle, wie der vorliegende auch 
nicht ausnahmsweiſe, wie es z. B. bei den gerichtlichen Depoſiten ge⸗ 
ſchieht, übernommen worden iſt, fo können die Cautionserleger ihre 
allfälligen Erſatzanſprüche wider Niemand andern geltend machen, als 
wider die ſchuldtragenden Beſchädiger“. 


J. W. beſchritt hierauf mit Klage de pres. 9. Februar 1871, 
3. 7125 wider das hohe Aerar den Rechtsweg, ſeinen Auſpruch darauf 
baſirend, daß es ſich durchaus nicht um eine von einem Beamten bes 
gangene Culpa, ſondern um das ſelbſteigene Verſchulden des hohen 
Aerars handelt und daß eben die Präſtation der eigenen Culpa des 
hohen Aerars beanſprucht wird, — daß ferner der Abgang einer Culpa 
ſchon deßhalb nicht vorgeſchützt werden kann, indem das hohe Aerar 
mit ſeinen Organen identiſch iſt und die Culpa des ſchuldigen Or⸗ 
ganes eben als die des in ſeinen Organen verkörperten hohen Aerars 
ſelbſt aufgefaßt werden muß. 

Die Gerichte pflichteten dieſer Anſicht bei und das k. k. Lember⸗ 
ger Landesgericht erkannte mit Urtheil ddo. 25. October 1873, 3. 
48.907: „Das h. k. k. Aerar iſt unbedingt ſchuldig, die oſtgaliziſche 
Grundentlaſtungsobligation Nr. 19.158 über 1000 fl. C. M. ſammt 
14 Stück Coupons, deren erſter am 1. November 1867 fällig war, dem 
Kläger J. W. binnen 14 Tagen unter Executionsſtrenge zurückzuſtellen, 
oder eine andere galiziſche Grundentlaſtungsobligation pr. 1000 fl. 
C. M. ſammt 14 Stück Coupons, deren erſter am 1. November 1867 
fällig iſt, oder deren Geldwerth im Betrage von 896 fl. 37¼ kr. 
ö. W. ſammt 6 pCt. Zinſen feit 9. Februar 1871 — dem Kläger 
J. W. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu leiſten“. 

Dieſes erſtrichterliche Urtheil iſt mit Urtheilen des Lemberger 
Oberlandesgerichtes vom 10. Februar 1874, 3. 586 und des k. k. 
oberſten Gerichtshofes vom 1. Juli 1874, 3. 6282 vollinhaltlich be⸗ 
ſtätiget worden. L 

Die Entſcheidungsgründe eriter Inſtanz lauten: „Kläger gründet 
ſeinen Anſpruch auf einen Pfandvertrag. Wie dies nämlich ſeitens der 
k. k. Finanzprocuratur Namens des belangten k. k. Aerars durchwegs 
als wahr und richtig anerkannt wird, hat Kläger im Monate October 
1866 zur Sicherſtellung des ihm für den Monat November 1866 
bewilligten Verzehrungsſteuercredites für Branntweinerzeugung nebſt 
andern Creditspapieren auch die oſtgaliziſche Grundentlaſtungsobligation 
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Nr. 19.158 über 1000 fl. ſammt 14 Stück Coupons, deren erfter tung bisher nicht zurückgeſtellt wurde. Indem der Kläger die Zurück⸗ 
am 1. November 1867 fällig wurde, bei der Tarnopoler k. k. Finanz⸗ ſtellung der gedachten Obligation ſammt Coupons, oder Uebergabe 


Bezirksdirection erlegt, und wurde ſolche ſofort laut vorſchriftmäßiger 
Depoſitenquittung von der dortigen Sammlungscaſſe in Aufbewahrung 
übernommen. Ju der Folge, namentlich ſchon im April 1867, hat 
Kläger den ihm ereditirten Steuerbetrag vollſtändig berichtigt, demun⸗ 
geachtet iſt ihm aber trotz ſeines Einſchreitens die obige Grundent⸗ 
laſtungsobligation bisher nicht zurückgeſtellt worden, weil ſolche mittler- 
weile durch den Sammlungscaſſe⸗Controlor E. H. veruntreut und von 
demſelben weiter verpfändet wurde, in Folge der hierüber eingeleiketen 
Unterſuchung aber zwar in die Verwahrung des Tarnopoler k. k. Kreis- 
gerichtes gelangt, bei dem ſie ſich fortan noch befindet dem Kläger 
aber, wegen des auf dieſelbe von den Pfandgläubigern des E. H. er⸗ 
hobenen Anſpraches, nicht ausgefolgt werden kann. Nachdem nun das 
h. Aerar zufolge Erlaſſes des k. k. Finanzminiſteriums vom 27. April 
1870, 3. 12 496 dem Kläger jeden Erſatz für die beſagte Grund⸗ 
entlaſtungsobligation verweigert und jede diesbezügliche Haftung ab⸗ 
lebnt, fo erhebt Kläger die gegenwärtige Klage. Angeſichts der Vor⸗ 
ſchrift der SS 459, 1369, 1323 des a. b. G. B., dann des 
§ 990 a. b. G. B. und des Hofdecretes vom 20. Mai 1808, 
endlich der SS 1333 und 1334 des a. b. G. B. ſtellt ſich das 
Begehren des Klägers als durchaus geſetzlich begründet dar. Es 
it zwar richtig, daß, von der bezuglichen Beſtimmung über ge— 
richtliche Depofiten abgeſehen, die Haftungspflicht des Staates für 
das Verſchulden ſeiner Beamten geſetzlich nirgends ausgeſprochen ſei, 
ſie iſt aber auch nirgends geſetzlich ausgeſchloſſen, und ergibt ſich für 
einen Fall wie der vorliegende, wo E. H. die fragliche Obligation 
in feiner Eigenſchaft als Sammlungscaſſe⸗Eontrolor in Mitaufbe⸗ 
wahrung erhielt, alsbald aber veruntreute, ſchon nach natürlichen 
Rechtsgrundfätzen aus der Betrachtung, daß der Caſſebeamte die Auf⸗ 
bewahrung der ihm im Amte anvertrauten Werthe offenbar nur im 
Namen und Auftrage des Aerars beſorgt, daß ihm die mit dem 
Aerar in Verkehr tretende Privatpartei vertrauen muß, ohne in der 
Lage zu fein, ſich gegen Mißbrauch oder Vernachläſſigung der derlei 
Organen anvertrauten Amtsgewalt und den daraus hervorgehenden 
Schaden in vorhinein ſichern zu können, wogegen das Aerar durch 
Cautionen und in anderer Art ſich zu ſichern vermag. Dieſemnach 
muß aber das Aerar ſich mit ſeinem Beamten identificiren, ein Ver⸗ 
ſchulden desſelben ſich ſelbſt beimeſſen laſſen und etwaigen Schaden, 
welchen der Beamte verſchuldet, unweigerlich vertreten, und dieſer 
Schade iſt auch durchaus kein zufälliger, ſobald er ſeinen Grund hat 
in dem ſchlechten Willen oder in der Nachläſſigkeit des eigenen Be⸗ 
amten, alſo eines Gliedes in dem eigenen Organismus der Finanz— 
verwaltung. Ein derlei Schade kann als ein zufälliger um ſo weniger 
gelten, als mit gleichem Rechte auch dann von bloß zufälligem Scha⸗ 
den die Rede ſein müßte, wenn ſelber nicht durch das Verſchulden 
eines einzelnen Beamten, ſondern mehrerer Beamten, einer ganzen 
Behörde, ja auch der Oberbehörde entſtanden, indem ja wohl noch 
immer geltend gemacht werden könnte, daß der Schade nicht im 
Auftrage oder durch den Willen des Aerars herbeigeführt worden, 
daß vielmehr Vorſchriften zur Verhütung von derlei Beſchädigungen 
beſtehen, und gegebenen Falls ſeitens der oberſten Behörden voll⸗ 
ſtändig gehandhabt werden. Dem zufolge bleibt es daher ganz gleich- 
giltig, ob zur Zeit der durch E. H. verübten Defraudation von 
Seiten ſeiner Mit⸗ und Oberbeamten alle rückſichtlich der Aufſicht 
und Controle beſtehenden Vorſchriften beobachtet wurden, und ob 
dieſe zur Verhütung von derlei Defraudationen genügend waren, be⸗ 
ziehungsweiſe, ob in dieſem Veruntreuungsfalle ein Mitverſchulden 
des hohen Aerars unterlaufen ſei.“ 

Die Entſcheidungsgründe der zweiten Inſtanz find: „Der Klä⸗ 
ger, welcher zur Sicherſtellung der ihm von der k. k. Finanzbehörde 
in Tarnopol für den Monat November 1866 ereditirten Verzehrungs⸗ 
ſteuer im Wege dieſer Finanzbehörde bei der dortigen Sammlungs⸗ 
caſſe unter Anderem auch die oſtgaliziſche Grundentlaſtungsobligation 
Nr. 19.158 über 1000 fl. C. M. ſammt 14 Coupons als Pfand oder 
Caution im Monate October 1866 erlegt hat, leidet Schaden da⸗ 
durch, daß dieſe Grundentlaſtungsobligation ſammt Eoupons von dem 
damaligen Sammlungscaffe⸗Controlor E. H. aus der Caſſe verun⸗ 
treut und dem Kläger, welcher noch im Monate April 1867 den 
ſchuldigen Steuercredit im Betrage von 1415 fl. vollſtändig einge⸗ 
zahlt hat, ungeachtet ſeines Einſchreitens bei der k. k. Finanzverwal⸗ 
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einer anderen gleichen Grundentlaſtungsobligation mit gleichen Cou⸗ 
pons oder die Zahlung des Werthes gegen den Staatsſchatz anſpricht, 
fordert er, daß ihm die Schadloshaltung nach Art des § 1323 a. b. 
G. B. von der k. k. Regierung beziehungsweiſe Finanzverwaltung 
geleiftet werde. Der mit der Depoſitenquittung dargethane Umſtand, 
daß dieſe Obligation von der Tarnopoler k. k. Sammlungscaſſe Na⸗ 
mens des hohen Aerars als Pfand in Verwahrung übernommen 
wurde, iſt nach $ 179 G. O. erwieſen, auch widerſpricht die belangte 
k. k. Finanzprocuratur nicht der mit den Urkunden B. und C. unter⸗ 
ſtützten Behauptung des Klägers, daß das dem hohen Aerar auf die 
obige Obligation eingeräumte Pfandrecht bereits aufgelöst ſei, dieſer 
Umſtand iſt ſonach im Grunde $ 11 G. O. für richtig anzunehmen. 
Da nun das hohe Aerar als Pfandnehmer und Verwahrer nach den 
§§ 459, 961 und 1369 a. b. G. B. nach Aufhebung des Pfand- 
rechtes und des Verwahrungsgrundes zur Rückſtellung des gegebenen 
Pfandes verpflichtet iſt, da dasſelbe ferner nach denſelben Geſetzes⸗ 
ſtellen für die ſorgfältige Verwahrung des Pfandes haftet, da endlich 
die Verwahrung, dieſen Geſetzesvorſchriften zuwider, keine ſorgfältige 
geweſen, weil die verwahrte ſtreitige Obligation nach dem Zugeſtänd— 
niſſe der k. k. Finanzprocuratur entwendet wurde, überdies gegen den 
in einer Vertragsverpflichtung ſtehenden Staatsſchatz im vorliegenden 
Falle der $ 1298 a. b. G. B. in Anwendung kommt, der Beweis 
ſeitens des Geklagten aber nicht geliefert wurde, daß es der Finanz. 
verwaltung unmöglich war, die Veruntreuung der anvertrauten Pfän⸗ 
der zu hindern, ſo iſt das Klagebegehren in den §§ 964, 990 und 
1323 a. b. G. B. gegründet, und das appellirte Urtheil hat deß⸗ 
halb demſelben geſetzlich im Ganzen ſtattgegeben. Die Einwendung 
der belangten k. k. Finanzprocuratur, daß es Sache des Klägers ſei, 
ſich an den Entwender zu halten und zu beſorgen, daß die auf dieſe 
Obligation gegenüber dem Entwender erworbenen Pfandrechte dritter 
Perſonen aufgehoben werden, wird nicht berückſichtiget, weil Kläger 
zu dieſen Perſonen in keinem Rechtsverhältniſſe ſteht, die Entwendung 
nicht verſchuldete, und weil die k. k. Finanzverwaltung allein die 
Auswahl eines nicht verläßlichen Verwahrers nach § 1010 a. b. 
G. B. verantwortet, daß aber der Verwahrer kein verläßlicher ges 
weſen, hat der Erfolg erwieſen. Die Einwendung, daß die ſtreitige 
Obligation nach deren Ausforſchung in gerichtliche Verwahrung über— 
geben wurde, daß ſonach die k. k Finanzverwaltung ihrer Verpflich⸗ 
tung nach Möglichkeit im Sinne des § 1425 a. b. G. B. nachge⸗ 
kommen jet, kann das hohe Aerar von deſſen Verpflichtung, nach der 
diesfälligen geſetzlichen Begründung des appellirten Urtheiles, nicht 
entbinden“. 

Die Motive dritter Inſtanz endlich lauten: „In Erwägung, daß 
J. W. dem Staatsſchatze die oſtgaliziſche Grundentlaſtungsobligation 
Nr. 19.158 über 1000 fl. C. M. ſammt Coupons als Caution für 
einen Verzehrungsſteuercredit übergab, welche von der k. k. Samm- 
lungscaſſe zu Tarnopol als ein gefällsämtliches Depoſit am 24. Oc⸗ 
tober 1866 übernommen wurde, in Erwägung, daß biedurch zwiſchen 
J. W. einer⸗ und dem Staatsſchatze andererſeits ein Pfandvertrag 
zu Stande kam, welchem gemäß der Staatsſchatz als Gläubiger das 
übernommene Pfandſtück genau zu bewahren und für den durch ſein 
Verſchulden entſtandenen Verluſt zu haften hat ($$ 459 und 461 
a. b. G. B.); in Erwägung, daß das gedachte Pfandſtück durch die 
Veruntreuung eines Caſſebeamten, des Controlors E. H, abhanden 
gekommen iſt und deßhalb dem Gläubiger laut der unwiderſprochenen 
Klagebeilagen, ungeachtet der Tilgung der mit Pfand bedeckten For 
derung an Verzehrungsſteuer nicht zurückgeſtellt werden konnte; in 
Erwägung, daß dem Pfandgeber J. W. nur der Staatsſchatz als 
Pfandgläubiger gegenüberſteht; in Erwägung, daß der Staatsſchatz 
als Pfandgläubiger dem Pfandgeber gegenüber ſich mit der Einwen⸗ 
dung nicht entſchuldigen und von der Haftungspflicht befreien kann, 
daß die Veruntreuung durch ſeinen Beamten ohne ein bei der ämt⸗ 
lichen Gebahrung unterlaufenes, und ohne ein von den betreffenden 
Aufſichtsorganen begangenes Verſchulden verübt wurde, zumal die 
Pfandgeber mit dem Beamten des Staatsſchatzes, welcher das Pfand⸗ 
ſtück veruntreute und mit deſſen Aufſichtsorganen in gar keinem 
Rechtsverhältniſſe ſtand; in Erwägung, daß die öffentlichen Beamten 
der Regierung ihr Amt nur im Namen derſelben verwalten und in 
dieſer Beziehung dieſelbe repräſentiren, ſonach dem Pfandgeber gegen⸗ 


über der durch Verſchulden eines beſtellten Beamten in einem ihm 
zugewieſenen Wirkungskreiſe entſtandene Verluſt als ein mit Verſchul⸗ 
den des Staatsſchatzes erfolgter angeſehen werden muß, welchen die⸗ 
fer zu vertreten hat ($ 1295 a. b. G. B.); in Erwägung, daß die 
vom Gerichte von Amts wegen erfolgte Depoſitirung der veruntreuten 
Grundentlaſtungsobligation wegen Abganges der Bedingungen des 
§ 1425 a. b. G. B. nicht als Erfüllung der dem Staatsſchatze 
vertragsmäßig obliegenden Zurückſtellung angeſehen werden kann — 
ſtolkt ſich wegen Abgangs einer Geſetzwidrigkeit oder offenbaren Un⸗ 
gerechtigkeit das außerordentliche Reviſionsbegehren der k. k. Finanz⸗ 
procuratur mit Hinblick auf das Hofdecret vom 15. Februar 1833, 
Nr. 2593 J. G. S. als zu keiner Berückſichtigung geeignet dar und 
war zurückzuweiſen, wie auch der ſachfällige Staatsſchatz gemäß 
§ 529 g. G. O. in den Erſatz der entſprechend gemäßigten Koſten 
zu verfällen“. Ger. Ztg. 


Fällung eines Erkenntniſſes auf Heimatszuweiſung vor Abſchluß 
der amtlichen Verhandlungen zur Ermittlung des Heimatrechtes. 


Anläßlich des Recurſes des Vorſtandes des Gutsgebietes von 
W. gegen die Statthaltereientſcheidung, mit welcher Margaretha F. 
der Gemeinde W. als heimatlos gegen dem zugewieſen wurde, daß 
die Laſt der Armenverſorgung dieſer Heimatloſen und beziehungsweiſe 
die Pflicht zur Zahlung von Curkoſten für dieſelbe auf dem dortigen 
Gutsgebiete hafte, hat das Miniſterium des Innern unterm 26. Fe⸗ 
bruar 1874, 3. 110 das Zuweiſungserkenntniß der Statthalterei be⸗ 
ſtätigt, derſelben aber zugleich folgenden Auftrag gegeben: „Nachdem 
Heimatloſe, nämlich ſolche Perſonen, deren Heimatrecht zur Zeit nicht 
erweislich iſt, in jener Gemeinde, welcher ſie zugewieſen wurden, nur 
ſolange als heimatberechtigt zu behandeln ſind, bis das ihnen zuſtehende 
Heimatrecht ausgemittelt iſt oder bis ſie anderswo ein Heimatrecht 
erworben haben, — im vorliegenden Falle aber Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, daß das Heimatrecht der Margaretha F. ſichergeſtellt wer⸗ 
den kann, ſo iſt dieſe Angelegenheit nicht auf ſich beruhen zu laſſen, 
ſondern eindringlich und ſachgemäß zu verfolgen.“ r. 


Derordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 17. Auguſt 1874, 3. 12.447 in Betreff 
Vorſichten bei Ausfertigung von Hauſirbüchern an in Oeſterreich domieilirende un⸗ 
gariſche Staatsangehörige. 


Anläßlich einer vorgekommenen Beſchwerde, daß ungariſche Staatsangehörige 
von den zuſtändigen k. k. öſterreichiſchen Behörden ihres Wohnſitzes ohne Wiſſen der 
Heimatsbehörde mit Hauſirbewilligungen verſehen werden, in Folge deſſen ſie ſich der 
Evidenz der Heimatsbehörde gänzlich entziehen, wird die k. k. Statthalterei über Er- 
ſuchen des königl. ungariſchen Miniſteriums für Ackerbau, Induſtrie und Handel ddo. 
4. Auguſt 1874, Z. 9446 aufgefordert, die unterſtehenden, nach dem hierortigen Nor⸗ 
malerlaſſe vom 18. Juni 1871, 3. 7420 allerdings zur Ausfertigung von Hauſir⸗ 
büchern an in Oeſterreich domicilirende ungariſche Staatsangehörige competenten 
Behörden anzuweiſen, die betreffenden Bewerber jedesmal ſtrengſtens zur Beibrin⸗ 
gung der nach § 3 sub lit. a, d, e und f des Hauſirpatentes erforderlichen Nachweiſe 
aus ihrer Heimat zu verhalten, weil dak⸗ gedachte k. ung. Miniſterium hierin allein 
die Möglichkeit der Begegnung allfälliger Mißbräuche erblickt. 


7 
— 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 22. September 1874, 3. 13.398 in Betreff 
der Inauſpruchnahme der politiſchen Behörden behufs Entfernung nicht rechtzeitig 
abgeholter explodirbarer Güter von den Bahnhöfen. 


Mit dem im Anſchluſſe in Abſchrift beifolgenden Erlaſſe des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 4. Juli 1873, 3. 531/V, betreffend die Aufnahme explodirbarer 
Güter, wird im Punkt 3 für den Fall als der Adreſſat ein explodirbares Gut innerhalb 
48 Stunden nach Empfang des Aviſos nicht abholt, der Bahnanſtalt dae Recht vor⸗ 
behalten, das explodirbare Gut an den Verſender zurückzuſchicken. 

Nachdem jedoch bei den Verkehrs⸗Verhältniſſen vieler Bahnen die Beförderung 
explodirbarer Güter nur periodiſch, bei manchen Bahnen ſogar bloß Einmal monatlich 
ftattfindet, fo würde der Fall öfter vorkommen, daß in Folge deſſen das vom Adreſ⸗ 
ſaten nicht bezogene explodirbare Gut bis zur möglichen Rückſendung desſelben längere 
Zeit in der Adreßſtation lagern müßte. 
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Durch eine fofche Lagerung würde die Sicherheit des Eiſenbahubetriebes wer 
entlich gefährdet, und haben deshalb die Verwaltungen der öſterreichiſchen Bahnen fih 
mit der Bitte an den Herrn Handelsminiſter gewendet, daß die Bahnanſtalten berech⸗ 
tigt werden, in der urſprünglichen Adreßſtation zum Zwecke der Entfernung dieſer 
Güter vom Bahnhofe die Intervention der politiſchen Behörde in Anſpruch zu nehmen. 

In Entſprechung des von dem Herrn Handelsminiſter mit Note vom 24. v. M 
3. 26.033 geſtellten Anſinnens beehre ich mich Hochdieſelben zu erſuchen, die unter- 
ſtehenden Behörden und Organe auzumeifen, daß fie den Bahnanſtalten in den vor⸗ 
kommenden Fällen Die wirkſamſte Unterſtützung zu leiſten haben. 


Verordnung des Handelsminiſteriums vom 4. Juli 1873, 8. 531/ Van 

die Verwaltungen der im Betriebe befindlichen Eiſen bahnen (mit 

Ausnahme der verpachteten und der aus ländiſchen incluſive der Ka— 
ſchau⸗Oderberger und der ung. Weſtbahn. 


Da nach einer mir zugekommenen Anzeige heım Transporte leicht explodirbarer 
Gegenſtände häufig Fälle vorkommen, daß die Sendungen von den Adreſſaten nicht 
rechtzeitig bezogen werden und längere Zeit am Lager behalten werden müſſen, was 
aus Sicherheiterückſichten nicht geduldet werden kann, ſo finde ich im Einverſtändniſſe 
mit dem königl. ung. Communications⸗Miniſterium Nachſtehendes zu verordnen: 

1. Für Sendungen mit leicht explodirbaren Gegenſtänden find die Fracht 
bühren bei der Aufgabe zu berichtigen. 8 

2 Mit Werthnachnahme belaſtete, derartige Sendungen find von der Aufnahme 
zum Transporte auszuſchließen. 

3. Der Aufgeber ſolcher Waaren hat ſich durch eine Bemerkung auf dem Fracht 
briefe damit einverſtanden zu erklären, daß ihm die Waare auf ſeine Koſten wieder zurück⸗ 
geſtellt werde, falls es der Adreſſat unterlaſſen ſollte, dieſelbe innerhalb 48 Stunden 
nach Empfang des ihm ſofort nach Ankunft zuzuſtellenden Aviſos abzuholen. 

4. Auf militär⸗ärariſche Sendungen haben vorftehende Beſtimmungen keine 
Anwendung. 

5. Die Bahnverwaltungen werden ermächtigt, für leicht explodirbare Gegen» 
ſtände, welche länger als 48 Stunden nach Aviſirung am Lager gehalten werden müſſen, 
ein erhöhtes Lagergeld zu erheben. 


ge⸗ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben geſtattet, daß dem Miniſterialrathe i i iniſte⸗ 
rium Dr. Eduard Schon anläßlich deſſen Enthebung von der em We 
commiſſärs der priv. öſterr. Nationalbank der Ausdruck A. h. Zufriedenheit bekannt 
gegeben werde. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Finanzminiſterium Karl Ritter 
Schwabe v. Waiſenfreund zum kaiſ. Bankcommiſſär bei der priv. öſterr. Natio⸗ 
nalbank ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Orcheſterdireetor des Hofburgtheaters Mathias 
Durſt anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Ä Seine Majeftät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Karl Lemayer den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär Vincen 
tarfrei den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Stationsvorſtande der privg Afterr. Staatseiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft in Marchegg Lazar Popovits das goldene Verdienſtkrenz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Expeditor der KaiſerinEliſabete⸗Weſtbahn Joſeph 
Pammer in Iſchl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsofficial erſter Claſſe und Leiter des 
Rechnungedepartements der k. ung. Finanzdirction in Finme Joſeph Prin c ig zum 
Rechnungsrathe bei der Trieſter Finanzdirection ernannt. 


3 Kircher in Trieſt 


Erledigungen. 


Revidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der Finanzlandesdirection in 
Graz, eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder eine Rechnungsaſſiſten⸗ 
tenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 238.) 

Haupt⸗Steuereinnehmersſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventue “ eine Steuer⸗ 
einnehmersſtelle in der neunten, eventuell eine Steueramts⸗Adjunctenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe in Nieder-Defterreich, gegen Cautionsleiſtung, bis 20. Novembe⸗ 
(Amisbl. Nr. 240.) 

Landes⸗Thierarztesſtelle für Vorarlberg mit 800 fl. Jahresgehalt, bis Ende 
November. (Amtebl. Nr. 232.) E 

Amtsafſiſtentenſtelle beim Tabakhauptmagazine in Wien mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 24. November. (Amtsbl. Nr. 244.) 7 ‘ 

Cuſtosſtelle an der k. k. Studienbibliothek in Olmütz in der achten Rangsclaſſe 
mit 1400 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 20. November. (Amtsbl. 
Nr. 245. 

eh bei der Forſt⸗ und Domänendirection Wien mit der eilf⸗ 
ten Rangsclaſſe, eventuell Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis 10. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Ingenieursſtelle für den Stckätsbaudienſt in Salzburg in der neunten Rangs⸗ 
tlaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


